
12. November 2020

Offener Brief zum CDU/CSU/SPD-Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite

Sehr geehrte Thüringer Bundestagsabgeordnete,

Wir  Unterzeichner  und  Unterzeichnerinnen  wurden  in  den  vergangenen  Tagen  auf  diese  Petition
aufmerksam:

https://citizengo.org/de/pt/183319-dringend-umfassende-aushebelung-unserer-grundrechte-stoppen?
tcid=80168320

Daraufhin  haben  wir  uns  im  Internet  die  Veränderungswünsche  des  derzeit  gültigen  Gesetzestextes,
besonders des Infektionsschutzgesetzes, angeschaut:

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/239/1923944.pdf

Hier finden sich Gesetzesänderungen, die es der Bundesregierung möglich machen, ohne Rücksicht auf die
Rechte der Bundesländer zentral zu regieren. Explizit wird mehrmals festgestellt, dass der Bundesrat keinen
Einfluss mehr hat.

Auch  die  Landesparlamente  werden  weiter  entmachtet.  Im  bisherigen  IfSG  ist  -  ohne  Vorbehalt  einer
baldigen parlamentarischen Zustimmung oder der Ablösung einer Verordnung durch ein regulär diskutiertes
und beschlossenes Gesetz - der § 32 bereits verfassungsrechtlich äußerst bedenklich:

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28
bis 31 maßgebend sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung
übertragbarer  Krankheiten  zu  erlassen.  Die  Landesregierungen  können  die  Ermächtigung  durch
Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen.“

Der Katalog der Grundrechte einschränkenden Schutzmaßnahmen, zu denen ggf. auch eine Stadtverwaltung
oder eine untergeordnete Behörde wie ein Gesundheitsamt ermächtigt werden, wird nun durch den SARS-
CoV-2-Sonderparagrafen  28a  um  15  Tatbestände  erweitert,  nämlich  pauschal  „Ausgangs-  oder
Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen Raum“, oder moralisierend bevormundend ein
„Verbot der Alkoholabgabe oder des Alkoholkonsums“.

Besonders bedenklich ist  auch, dass in § 28a Abs. 2 die nicht wissenschaftlich erarbeiteten und auch in
Fachkreisen umstrittenen derzeit geltenden Schwellenwerte generell zugrunde gelegt werden.

Es scheint auch so, dass die Selbständigkeit von medizinischen Institutionen geschwächt und in die Rechte
der Selbstverwaltung der Krankenkassen eingegriffen wird, siehe insbesondere S. 16 des Entwurfs unter dem
o.a. Link.

Schließlich haben uns die Änderungen in §36 Abs. 8 aufhorchen lassen: Offensichtlich soll es möglich sein,
gleichzeitig einen Impfnachweis und ein negatives Testergebnis bei einer Einreise zu fordern. Soll hier ein
indirekter Impfzwang festgeschrieben werden? Dagegen meldete am Montag unsere Lokalzeitung1:

„12.08  Uhr:  Der  Deutsche  Ethikrat,  die  Ständige  Impfkommission  und  die  Nationale  Akademie  der
Wissenschaften  Leopoldina  sind  gegen  eine  generelle  Pflicht  zur  Impfung  gegen  das  Coronavirus  in
Deutschland.  Impfungen  setzten  eine  aufgeklärte,  freiwillige  Zustimmung  voraus,  erklärten  die
Wissenschaftsorganisationen  am  Montag  in  Berlin.  Eine  undifferenzierte  Impfpflicht  sei  deshalb
auszuschließen.  Allenfalls  beim  Vorliegen  schwerwiegender  Gründe  lasse  sich  für  eine  klar  definierte
Gruppe  von  Menschen  eine  Impfpflicht  rechtfertigen  –  etwa  für  Mitarbeiter  in  ständigem Kontakt  mit
Hochrisikopatienten.“

Wir bitten Sie, diese Orientierung für die jetzigen wie auch auch für zukünftige Verordnungen und Gesetze
zu respektieren.

Artikel 7 (S. 17) sagt es dann zusammenfassend ausdrücklich: Durch Artikel 1 Nummer 16 und 17 werden
die  Grundrechte  der  Freiheit  der  Person  (Artikel  2  Absatz  2  Satz  2  des  Grundgesetzes),  der

1 Unter diesem Link nicht mehr verfügbar. Wortgleich s. https://www.n-tv.de/ticker/Ethikrat-und-Leopoldina-sowie-
Impfkommission-gegen-Corona-Impfpflicht-article22156837.html
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Versammlungsfreiheit  (Artikel  8  des  Grundgesetzes),  der  Freizügigkeit  (Artikel  11  Absatz  1  des
Grundgesetzes)  und  der  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  (Artikel  13  Absatz  1  des  Grundgesetzes)
eingeschränkt.

Wir verstehen dies so, dass wir,  die Bevölkerung bzw. die Unternehmen und Solo-Selbständigen, unsere
Grundrechte  verlieren,  wenn  die  Regierung  eine  Pandemie  erklärt.  Wie  zweifelhaft  die  Definition  der
Pandemie seit ihrer Veränderung durch die WHO 2009 ist, wurde in den letzten Monaten erlebt und auch
öffentlich diskutiert. 

Diese seit Verabschiedung der Notstandgesetze unserer jetzigen Ansicht nach gravierendste Änderung der
Anwendbarkeit  des Grundgesetzes soll  ohne Diskussion mit der Bevölkerung und ihren Institutionen im
Schnellgang durchgesetzt werden. In den Medien wurde bisher lediglich das Thema „Impfzentren“ öffentlich
wahrnehmbar,  die  sicher  auch  eine  Diskussion  insbesondere  innerhalb  der  Ärzteschaft  und  der
Krankenkassen verdienen.

Wie  wir  verstehen,  kann  dieses  Gesetz  bereits  nächste  Woche  mit  der  Mehrheit  von  CDU  und  SPD
verabschiedet werden. Wir bitten Sie, diesem Entwurf nicht zuzustimmen, sondern dass Sie es durch Ihr
Votum erlauben,  hierüber eine breite gesellschaftliche Debatte zu führen und dazu beitragen,  dass unser
föderales System nicht ausgehebelt wird. Wir haben doch in den letzten Wochen gesehen, dass es uns sehr
gut  und  differenziert  durch  die  Zeit  geführt  hat,  und  wir  sehen,  in  welche  Probleme  die  zentralistisch
geführten Länder und Regionen geraten.

Wenn der Bundestag dieses Gesetz verabschiedet, dann werden nach Verkündung einer Pandemie Opposition
und  kritisches  Hinterfragen  durch  den  Verlust  parlamentarischer  und  föderaler  Kontrolle  erschwert.  Im
schlechtesten Fall droht Einordnung als politisch motivierte Kriminalität und strafrechtliche Verfolgung, wie
es der grüne Innenpolitiker Benedikt Lux für „radikale Corona-Skeptiker“ bereits fordert.

Hiermit bitten wir Sie, nicht für den Entwuf zu stimmen und außerdem Ihre KollegInnen dazu zu bewegen,
diesem Gesetz keine Chance zu geben, sondern Alternativen im oben beschriebenen Sinn zu entwickeln.

Schon jetzt danken wir für Ihre Rückantwort und verbleiben mit freundlichen Grüßen
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